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Satzung    

    

§ 1 Name, Sitz, Geschäftsjahr 

1. Der Verein führt den Namen "Roll- und Skatesport Dortmund". 

2. Der Verein hat den Sitz in Dortmund 

 Gründungstag ist der 21. April 2023. 

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

4. Der Verein wird in das Vereinsregister eingetragen und trägt dann den Zusatz 
“e.V.”. 

 

§ 2 Zweck und Gemeinnützigkeit des Vereins 

Übergeordnetes Ziel des Vereins/Grundsatz 

Im Laufe des letzten Jahrzehnts hat die Skatepark-Kultur in ganz Deutschland sowie 
weltweit eine Verjüngung erfahren. Immer mehr Kinder und Jugendliche finden in 
verschiedenster Art Spaß am Skatepark-Sport. 

Der Verein will im Grundsatz für die Anerkennung und Toleranz jeglicher Skatepark-
Sport-Arten (Rollsport-Arten) werben und beim Wandel zu einer diversen und 
heterogenen Multisport-Skatepark-Kultur unterstützen. 

1. Der Verein strebt an, Trägerverein und anerkannter Träger der Freien Jugendhilfe 
gem. § 75 Kinder- und Jugendhilfegesetz (KJHG) zu werden. 
 

2. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im 

Sinne des § 52 der Abgabenordnung (AO). 

3. Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 
Zwecke. 
 

4. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet 

werden. Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

 

5. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, 

oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 
6. Zuwendungen im Rahmen von § 3 Nr. 26 und § 3 Nr. 26a EStG sowie die Zahlung 

von Aufwandsentschädigungen, insbesondere für entstehende Reise-, Telefon- und 
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Bürokosten, sind hiervon nicht betroffen. Diese können auch als angemessene 

Pauschale gezahlt werden. Einzelheiten legt der Vorstand fest. 

7. Der Verein richtet sich an Sport- und Skatepark begeisterte Personen, die Bike, 

Skates, Scooter und Board fahren. Weitere nicht aufgeführte Skatepark-Rollsport-

Arten sind ebenfalls willkommen. Der Verein möchte neben dem Einstieg und dem 

Heranführen an die Kultur einen respektvollen und freundlichen Umgang zwischen 

den verschiedenen Sportarten vermitteln. 

8. Der Verein ist politisch und konfessionell neutral. 

9. Der Verein strebt eine Mitgliedschaft in übergeordneten Sportfachverbänden an. 

10. Der Verein strebt eine Mitgliedschaft im LSB NRW an. 
 

11. Zweck des Vereins ist: 

– die Förderung des Sports (§ 52 Abs. 2 Nr. 21 AO), 

– die Förderung der Jugendhilfe (§ 52 Abs. 2 Nr. 4 AO), 

– die Förderung von Kunst und Kultur (§ 52 Abs. 2 Nr. 5 AO), insbesondere der 

Skatepark-Kultur in Dortmund und umliegenden Regionen, mit Schwerpunkt auf 

generationsübergreifendem Freizeit- und Breitensport sowie der Gesundheitspflege 

seiner Mitglieder. 

 

§ 3 Zweckverwirklichung 

 Der in §2 angegebene Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch: 

1. Die Vereins-Präsenz im Skatepark Dortmund, Hombruch und Bereitstellen 

des dafür vorgesehenen Vereinsinventars. 

2. Die Organisation und Durchführung eines geordneten Sport-, Spiel- und 

Übungsbetriebes im Interesse aller Nutzenden. 

3. Die Teilnahme an und Durchführung von sportspezifischen und auch Sport- 

und Vereinsveranstaltungen. 

4. Die Beteiligung an und Durchführung von Turnieren und Vorführungen, 

sportlicher Wettkämpfe. 

5. Die Erstellung neuer, sowie die Instandhaltung und Instandsetzung der dem 

Verein gehörenden Immobilien und Geräte und sonstiger im Vereinseigentum 

stehender Gegenstände. 

6. Allen Mitgliedern und Interessierten die Möglichkeit zu geben, zeitgemäßen 

Sport zu treiben und sich körperlich zu ertüchtigen. 

7. Der Verein ergreift Maßnahmen für eine geordnete, pädagogische und 

erlebnisorientierte Freizeitgestaltung von Personen, wie z.B. 

erlebnispädagogische Schulen, Ferienangebote, Ausflüge, Fahrten. 
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8. Der Verein plant lokale sowie regionale jugendspezifische Projekte zu 

verknüpfen und die Verantwortung der verschiedenen Institutionen mittels 

eines “Runden Tisches” zusammenzubringen. 

9. Der Verein bietet im Rahmen von sozialpädagogischen Projekten 

jugendspezifische Workshops und Kurse an. Diese können sowohl eigene als 

auch kommunale Projekte sein, an denen sich der Verein beteiligt. 

10. Der Verein strebt an, diese Projekte im Besonderen auch in Zusammenarbeit 

mit den Kulturbereichen der Stadt Dortmund, dem Jugendamt Dortmund (hier 

besonders genannt die JFS EPI in Hombruch). 

11. Der Verein möchte sowohl auf lokaler als auch auf regionaler Ebene das 

Angebot an jugendspezifischen Skatepark-Projekten durch entsprechende 

Planung, Organisation und Durchführung erweitern und etablieren. 

12. Der Verein vertritt Interessen im Bereich Skatepark, im genaueren für die dort 

momentan vorherrschenden Sportarten (z.B. Bike, Skates, Scooter, Board), in 

erster Linie für den Dortmunder Raum, grundsätzlich aber auch überregional. 

13. Der Verein betreibt Interessenvertretung und Lobbyarbeit für den Skatepark-

Sport und die regionale Skatepark-Szene durch Öffentlichkeitsarbeit, 

Vernetzung und Partizipation. 

14. Der Verein strebt eine überregionale und generationenübergreifende 

Vernetzung der Skatepark-Szene zur gemeinsamen Erhaltung, 

Weiterentwicklung der Sportarten und deren Kulturen sowie der Toleranz 

unter der verschiedenen Sportarten an. 

 

§ 4 Positionierung des Vereins 

Zu seiner Aufgabe gehört weiterhin die Verbindung mit gleichgesinnten Vereinen 

und Verbänden des In- und Auslandes sowie die Förderung des Freizeit- und 

Breitensports. 

Der Verein erwartet von seinen Mitgliedern die Anerkennung der Menschenrechte. 

Er ist frei von parteipolitischen und religiösen Bindungen. Er bekennt sich zu der 

freiheitlich-demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland. 

 

§ 5 Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft wird durch einen schriftlichen Aufnahmeantrag erworben. 

Mitglied kann jede natürliche Person werden. Über die Aufnahme entscheidet 

der Vorstand. Gegen eine Ablehnung ohne Angabe von Gründen kann auf 

der nächstfolgenden Mitgliederversammlung in schriftlicher Form Einspruch 

erhoben werden. Jugendliche unter 18 Jahren benötigen zur Beantragung der 

Mitgliedschaft die Zustimmung der gesetzlichen Vertretung.  
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2. Mit der Stellung des Aufnahmeantrags bekennt sich jedes Mitglied mit dieser 

Satzung, den Richtlinien und den Beschlüssen des Vereins einverstanden. 

3. Jedes Mitglied hat einen Anspruch gegenüber dem Verein, auf Anfrage eine 

Abschrift der aktuellen Satzung ausgehändigt zu bekommen. 

4. Die Mitgliedschaft endet durch Kündigung, Ausschluss oder Tod des 

Mitglieds.  

5. Der freiwillige Austritt muss schriftlich per Einschreiben dem Vorstand 

gegenüber erklärt werden. Er ist nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 

von drei Monaten zum Ende eines Geschäftsjahres möglich. Die 

Mitgliedschaft ist nicht übertragbar. 

Der Ausschluss aus dem Verein und die Streichung von der Mitgliederliste 

erfolgt: 

- wenn das Mitglied trotz zweimaliger Mahnung an die zuletzt bekannte 

Adresse länger als drei Monate mit seiner fälligen Beitragszahlung im 

Verzug ist, ohne dass eine soziale Notlage nachgewiesen wird, 

- bei grobem Verstoß gegen die Satzung oder Verbandsrichtlinien, 

- wegen massivem unsportlichen oder nicht kameradschaftlichen 

Verhalten, 

- wegen unehrenhaften Verhalten innerhalb oder außerhalb des 

Vereinslebens, wenn hierdurch die Interessen und das Ansehen des 

Vereins in der Öffentlichkeit oder vereinsintern schwerwiegend 

beeinträchtigt ist. 

6. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit, 

nachdem dem betroffenen Mitglied rechtliches Gehör gewährt worden ist. 

Gegen den Ausschließungsbeschluss kann das Mitglied mit einer Frist von 

einem Monat nach Zugang die nächste Mitgliederversammlung anrufen. Ein 

Ausschlussantrag kann von jedem Mitglied gestellt werden. Bei Widerspruch 

des auszuschließenden Mitglieds entscheidet die Mitgliederversammlung 

endgültig über den Ausschluss. Während des Ausschlussverfahrens ruhen 

sämtliche Rechte des auszuschließenden Mitglieds. Bei Beendigung der 

Mitgliedschaft besteht kein Anspruch auf einen Teil am Vereinsvermögen 

oder einer Beitragsrückerstattung. 

7. Die Aufnahme in den Verein ist davon abhängig, dass sich das Mitglied für die 

Dauer seiner Mitgliedschaft verpflichtet, am Bankeinzugsverfahren für die 

Mitgliedsbeiträge, Gebühren und Umlagen teilzunehmen. Das hat das 

Mitglied in der Beitrittserklärung rechtsverbindlich zu erklären. Laufende 

Änderungen der Bankverbindung sind dem Verein mitzuteilen. Der Vorstand 

kann die Aufnahme von Mitgliedern ablehnen, die nicht am 

Bankeinzugsverfahren teilnehmen. 

  



 

5 

§ 6 Beiträge 

1. Die Mitglieder zahlen Mitgliedsbeiträge, Gebühren und Umlagen, über deren 

Höhe und Fälligkeit alle anwesenden Mitglieder in der ordnungsgemäßen 

Mitgliederversammlung jeweils für das folgende Geschäftsjahr entscheiden. 

Die Höhe der Umlagen ist begrenzt auf maximal das Einfache des jährlich zu 

zahlenden Mitgliedsbeitrags. 

2. Gebühren können erhoben werden für die Finanzierung besonderer Angebote 

des Vereins, die über die allgemeinen mitgliedschaftlichen Leistungen des 

Vereins hinausgehen. 

3. Umlagen können auf freiwilliger Basis erhoben werden bei einem besonderen 

Finanzbedarf des Vereins, der nicht mit den allgemeinen Eta-Mitteln des 

Vereins gedeckt werden kann, insbesondere für die Finanzierung von 

Baumaßnahmen und Projekten. 

4. Mitgliedsbeiträge, Gebühren und Umlagen werden im Bankeinzugsverfahren 

mittels Lastschrift eingezogen. Das Mitglied hat sich hierzu bei Eintritt in den 

Verein verpflichtet, eine unwiderrufliche Einzugsermächtigung zu erteilen 

sowie für eine ausreichende Deckung des bezogenen Kontos zu sorgen. 

5. Die Aufnahme Minderjähriger bedarf der Zustimmung der gesetzlichen 

Vertreter, die mit dem minderjährigen Mitglied für die Entrichtung des 

Mitgliedsbeitrages dem Verein gegenüber gesamtschuldnerisch haften. 

6. Der Vorstand kann Beiträge stunden, ermäßigen oder erlassen. 

7. Die genaue Beitragshöhe und Fälligkeit sowie dessen Form ist der 

Beitragsordnung zu entnehmen. 

 

§ 7 Rechte der Mitglieder 

 
1. Jedes aktive Mitglied hat das Recht, an der Mitgliederversammlung 

teilzunehmen, Anträge zu stellen, das Stimmrecht auszuüben und zu wählen. 
2. Passive Mitglieder haben kein Stimmrecht, jedoch das Recht auf Teilnahme 

an Veranstaltungen und Mitgliederversammlungen ohne Abstimmungsrecht. 
3. Jedes aktive Mitglied hat eine Stimme. Stimmübertragung ist nicht zulässig. 
4. Alle aktiven Mitglieder können kandidieren für den Vorstand, die 

Kassenwartung oder die Vertretungen ihrer Sportart. 
5. Anträge zur Satzungsänderung müssen sechs Wochen vor der 

Mitgliederversammlung schriftlich beim Vorstand eingereicht werden. 
 

§ 8 Organe des Vereins  

1. Der Vorstand (mit dem*der 1. Vorsitzendem*Vorsitzender und 2. 
Vorsitzendem*Vorsitzender) 

2. Der Kassenwartung 
3. Die Mitgliederversammlung 
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4. Die Sportarten-Vertretung und Unterstützenden-Vertretung 

§ 9 Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Beschlussorgan des Vereins. Sie 

findet mindestens jährlich statt. Sie ist vom Vorsitzenden mindestens 10 Tage 

vorher durch eine schriftliche Einladung einzuberufen. 

Jede ordnungsgemäße, einberufene Mitgliederversammlung ist 

beschlussfähig. Auf der Mitgliederversammlung sollen folgende Punkte 

behandelt werden: 

- Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes 

- Entlastung des Vorstandes 

- Wahl der Mitglieder des Vorstandes und der Kassenprüfung sowie die 

Sportarten-Vertretenden und Unterstützer-Vertretenden. 

- Änderung der Satzung (sofern Änderung Vorstandswahlen betreffen, werden 

sie vor der Wahl durchgeführt) 

- Beschlussfassung über die Mitgliederbeiträge 

- Beschlussfassung über die Anträge der Mitglieder 

Darüber hinaus kann die Mitgliederversammlung über alle den Verein 

betreffende Belange entscheiden. 

2. Die ordentliche Mitgliederversammlung wird einmal im Geschäftsjahr vom 

Vorstand unter Angabe der Tagesordnung und Einhaltung einer Frist von 10 

Tagen einberufen. Darüber hinaus ist eine außerordentliche 

Mitgliederversammlung innerhalb von 4 Wochen und einer 7 Tagefrist 

einzuberufen, wenn dies vom Vorstand oder von mindestens 40% der 

Mitglieder des Vereins unter Angabe der Gründe und des Zwecks verlangt 

wird. 

Das Erfolgen der schriftlichen Einladung ist auch erfüllt, wenn die Einladung in 

elektronischer Form gemäß  § 126 a BGB erfolgt. Der Fristenlauf für die 

Ladung beginnt mit dem Tag der Aufgabe der Einladung zur Post bzw. der 

Absendung der E-Mail. Maßgebend für die ordnungsgemäße Ladung ist die 

dem Vorstand letztbekannte Anschrift/ E-Mail-Adresse des Mitgliedes. 

Die Mitteilung von Adressänderungen/Änderungen von E-Mail-Adressen 

ist eine Bringschuld des Mitgliedes. Jedes Mitglied kann bis spätestens 

eine Wochen vor Beginn der Mitgliederversammlung schriftlich die 

Ergänzung der Tagesordnung verlangen. Fristgemäß gestellte Anträge 

sind nachträglich auf die Tagesordnung zu nehmen. Die Anträge 

müssen den Mitgliedern nicht vor der Mitgliederversammlung bekannt 

gegeben werden.  
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3. Die Mitgliederversammlung wird von einem Vorstandsmitglied, bei 

Verhinderung des gesamten Vorstandes, von einer Person aus der 

Versammlung Teilnehmenden Mitte geleitet. 

Die Versammlungsleitung übt in der Mitgliederversammlung das Hausrecht 

aus. Sie bestimmt alleine den Gang der Verhandlungen in der 

Mitgliederversammlung. 

4. Die Art der Abstimmung bestimmt die Versammlungsleitung. Stehen bei einer 

Wahl zwei Kandidierende oder mehr zur Abstimmung, ist immer geheim mit 

Stimmzetteln zu wählen.  

5. Stimmübertragung ist generell nicht zulässig. Stimmengleichheit bedeutet 

Ablehnung. Stimmenthaltung gelten als nicht abgegebene Stimmen und 

werden nicht gezählt. Änderungen der Satzung bedürfen einer Mehrheit von 

drei Viertel der Stimmen aller teilnehmenden Mitglieder. Alle teilnehmenden 

Mitglieder sind berechtigt zur Wahl der jeweiligen Sportarten-Vertretung bzw. 

Unterstützenden-Vertretung. 

6. Stimmberechtigt sind alle in der Mitgliederversammlung anwesenden aktiven 

Mitglieder. 

Passive Mitglieder sind nicht stimmberechtigt. 

Beschlüsse und Anträge werden mit der einfachen Mehrheit der  

abgegebenen Stimmen gefasst. 

7. Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden in einer Niederschrift 

festgehalten, die von der Versammlungsleitung und von der Protokollführung 

zu unterzeichnen ist. Das Protokoll der Versammlung soll innerhalb von 4 

Wochen an alle Mitglieder zugestellt werden. Die Protokollführung wird dabei 

vom Vorstand fristgerecht für die einberufene Sitzung ernannt. 

Das Versammlungsprotokoll muss enthalten: 

- Ort und Zeit der Versammlung, 

- Name der Versammlungsleitung und der Protokollführung, 

- Zahl der erschienenen Mitglieder und eine Teilnehmenden Liste und 

(falls nötig) der  jeweiligen gesetzlichen Vertretung. 

- Feststellung der ordnungsgemäßen Einberufung und der 

Beschlussfähigkeit, 

- die Tagesordnung, 

- die gestellten Anträge, das Abstimmungsergebnis (Zahl der Ja 

Stimmen, Zahl der Nein Stimmen, Zahl der Enthaltungen, Zahl der 

ungültigen Stimmen), 

- Art der Abstimmung, 

- Satzungs- und Zwecks-Änderungsanträge in vollem Wortlaut 

- Beschlüsse in vollem Wortlaut. 
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§ 10 Der Vorstand 

1. Zum Vorstand gehören: 

- der*die 1. Vorsitzende 

- der*die 2. Vorsitzende 

2. Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der*die Vorsitzende und der*die zweite 

Vorsitzende. Jeweils zwei Vorstandsmitglieder sind gemeinsam zur 

Vertretung des Vereins berechtigt.  

3. Die Wahl eines jeden Mitgliedes des Vorstandes erfolgt aus dem Kreise der 

Versammlung Teilnehmenden nach Notwendigkeit. Die Gewählten bleiben bis 

zu dem Zeitpunkt im Amt, bis die Notwendigkeit einer Neuwahl, durch 

entsprechende Anträge und Beschlüsse oder durch eigenständiges Abtreten 

des Amtes durch die Vorsitzenden selbst durchgeführt worden sind.  

4. Der Vorstand kann durch beratende Mitglieder ergänzt werden (erweiterter 

Vorstand). Zum erweiterten Vorstand gehören die gewählten Sportarten- und 

Unterstützenden-Vertretungen gemäß § 12. Sie haben kein Stimmrecht bei 

Vorstandsbeschlüssen, wirken jedoch beratend an der Vereinsentwicklung 

mit. Der Vorstand lädt mindestens einmal jährlich zur erweiterten 

Vorstandssitzung ein. 

5. Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Vereins und erledigt alle 

Verwaltungsaufgaben sowie alle Aufgaben, die nicht durch Satzung oder 

Gesetz einem anderen Vereinsorgan zugewiesen sind.  

Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

● Die Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung und die 

Geschäftsführung des Vereins nach der Vereinssatzung, 

● die Vorbereitung und Einberufung von Mitgliederversammlungen und 

die Leitung der Mitgliederversammlung. Die Beschlussfassung des 

Vorstandes erfolgt in Vorstandssitzungen, zu denen ein*e 

Vorsitzende*r bei Bedarf einlädt. 

● Planung und Durchführung von Vereinsinteressen. 

  

6. Für die Handlungsfähigkeit des Vorstands ohne Beschlussfassung in einer 

Mitgliederversammlung ist ein Vorstandsbeschluss möglich. Unterliegen oder 

dienen die geplanten Handlungen dem Zweck des Vereins, so kann der 

Vorstand in einer Vorstandssitzung diese beschließen. Es benötigt somit nicht 

zwingend eine Antragstellung und Beschlussfassung in einer 

Mitgliederversammlung für dessen Umsetzung. Ein Vorstandsbeschluss ist 

dem Sitzungsprotokoll zu entnehmen. Berufung gegen einen 

Vorstandsbeschluss ist mit einer Frist von 7 Tagen und nach Zustellung des 

Protokolls möglich, sollten 40% der Vertretungen dieses für nötig halten. 
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Dann ist eine Antragstellung und Beschlussfassung in einer 

Mitgliederversammlung nötig.  

7. Der Vorstand hat die Möglichkeit für besondere Aufgaben Personen bzw. 

Firmen zu bestellen. 

8. Der Vorstand kann zur Erfüllung seiner Aufgabe Ausschüsse beantragen. 

9. Der Vorstand kann für verwaiste Ämter eine kommissarische Besetzung 

vornehmen. 

10. Der Vorstand kann in Vorstandssitzungen Vereinstätigkeiten 

vorbereiten und planen. 

 

11. Die Mitglieder des Vorstandes sind grundsätzlich ehrenamtlich tätig. 

Sie können jedoch für Tätigkeiten außerhalb ihrer Vorstandsfunktion eine 

Vergütung im Rahmen der Ehrenamtspauschale nach § 3 Nr. 26a EStG 

erhalten. Über die Gewährung einer solchen Vergütung entscheidet die 

Mitgliederversammlung. 

 

12. Der Vorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

 

§ 11 Kassenwartung 

1. Der*die volljährige Kassenwart*in wird nach Notwendigkeit von der 

Mitgliederversammlung gewählt. Das Amt des Kassenwartenden kann im 

Ausnahmefall ebenfalls gleichzeitig von einem Vorstandsmitglied geführt 

werden (Personalunion). Dabei muss sichergestellt werden, dass trotz 

größtmöglicher Bemühungen, kein*e volljährige*r Kassenwart*in gefunden 

werden konnte, der*die sich diesem Amt annimmt. Die Möglichkeit besteht, 

sich der Kassenwartung mit bis zu zwei Personen anzunehmen. 

2. Sie haben das Recht, die Vereinskasse und die Buchführung jederzeit zu 

überprüfen. Zudem erhält der*die Kassenwart*in Zugriff auf das Vereinskonto. 

3. In den Aufgabenbereich fällt neben der Kontoführung auch die Einziehung 

von Beiträgen, Gebühren und Umlagen in beschlossener Höhe und Fälligkeit 

und der Kontakt mit dem Finanzamt und evt. Steuerberatung und den damit 

verbundenen Aufgaben. 

4. Über die Prüfung der gesamten Buch- und Kassenführung hat der Wart in der 

Mitgliederversammlung mindestens einmal im Jahr Bericht zu erstatten. Das 

Prüfungsrecht erstreckt sich nur auf die buchhalterische Richtigkeit, nicht auf 

die Zweckmäßigkeit der Vorgänge. Der*Die Kassenwartende kann 

wiedergewählt werden. 
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§ 12 Die Vertretungen 

 
1. Die Sportarten- und Unterstützenden-Vertretungen vertreten die Interessen ihrer 

Gruppen gegenüber dem Vorstand und der Mitgliederversammlung. 

2. Für jede Sportart können zwei Vertretende gewählt werden, sofern mindestens vier 

Mitglieder diese Sportart betreiben. 

3. Unterstützende Mitglieder können zwei Vertretende wählen, sofern sie keiner 

Sportart zugeordnet sind. 

4. Die Wahl erfolgt auf der Mitgliederversammlung durch die jeweils zugehörigen 

aktivenMitglieder. 

5. Vertretungen wirken im erweiterten Vorstand mit. Sie haben kein besonderes 

Stimmrecht mehr, sondern üben eine beratende Funktion aus. 

6. Bei Rücktritt oder Wegfall einer Vertretung kann der Vorstand eine kommissarische 

Nachbesetzung bis zur nächsten Mitgliederversammlung vornehmen. 

 

 

§ 13 Protokollierung 

Der Verlauf der Mitgliederversammlung sowie Sitzungen vom Gesamtvorstand sind 

zu protokollieren. Das Protokoll der Mitgliederversammlung und die Protokolle der 

Vorstandssitzungen sind vom jeweiligen Versammlungs-/Sitzungsleitung und der 

Schriftführung zu unterzeichnen. Die Protokolle hat der Gesamtvorstand 

aufzubewahren. 

 

§ 14 Datenschutzklausel 

1. Der Verein verbreitet zur Erfüllung der in dieser Satzung definierten Aufgaben 

und des Zwecks des Vereins personenbezogene Daten und Daten über 

persönliche und sachbezogene Verhältnisse seiner Mitglieder. Diese Daten 

werden darüber hinaus gespeichert, übermittelt und verändert. 

2. Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser 

Satzung stimmen die Mitglieder der 

- Speicherung, 

- Bearbeitung, 

- Verarbeitung, 

- Übermittlung. 

Die personenbezogenen Daten im Rahmen der Erfüllung der Aufgaben und 

Zwecke des Vereins zu. Eine anderweitige Datenverwendung (beispielsweise 

Datenverkauf) ist nicht statthaft. 

3. Jedes Mitglied hat das Recht auf 
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- Auskunft über seine gespeicherten Daten, 

- Berichtigung seiner gespeicherten Daten im Falle der Unrichtigkeit, 

- Sperrung seiner Daten, 

- Löschung seiner Daten. 

§ 15 Auflösung des Vereins 

1. Die Änderung des Zweckes und die Auflösung des Vereins kann nur in einer 

Mitgliederversammlung mit der in § 9 dieser Satzung geregelten 

Stimmenmehrheit beschlossen werden.  

2. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall 

steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an eine juristische 

Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte 

Körperschaft, die es ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige Zwecke 

im Bereich Jugendhilfe oder Sport zu verwenden hat. 

 

§ 16 Schlussbemerkung 

Diese Satzung wurde auf der Gründungsversammlung des Vereins „Roll- und 

Skatesport Dortmund“ am 21. April 2023 beschlossen und seitdem bereits dreimal 

geändert. Alle Änderungen wurden mit den jeweiligen Eintragungen in das 

Vereinsregister wirksam. Die Satzung tritt insgesamt mit der letzten Eintragung in 

das Vereinsregister in Kraft. 

Änderungen oder Ergänzungen dieser Satzung treten jeweils mit ihrer Eintragung in 

das Vereinsregister in Kraft. 


